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Der hygieniſch-demographiſche Congreß und die 
Herwaltung. 
Von Dr. M. Ertl. 
IV. 


Wir wollen endlich noch die Verhandlungen des Congreſſes, welche 
das Seuchenweſen betreffen, in Betracht ziehen 3). Dieſes iſt eigent⸗ 
lich als Ausgangspunkt des Gefundheitsweſens überhaupt anzuſehen. 
Denn bekanntlich hat man in Folge der großen Choleraepidemien in 
den Dreißiger⸗Jahren nicht nur zuerſt allgemeiner die Erkenntniß 
gewonnen, daß die Erkrankung eines Theiles der Bevölkerung dem anderen 
die Vorbedingungen ſeiner Geſundheit entziehen kann, ſondern auch, daß 
allgemein ſanitär günſtige Verhältniſſe ein wirkſames Mittel der Abwehr 
gegen Infectionskrankheiten darſtellen. 


Die Verwaltung in Oeſterreich unterſcheidet bekanntlich gegenüber 
den Epidemien ein zweifaches Verhalten, je nachdem es ſich um regel⸗ 
mäßig vorhandene infectiöſe Krankheiten handelt (Blattern, Maſern, 
Typhus 2c.) oder um ausgebrochene größere Epidemien, wo außer der 
Anzeigepflicht der Partei und des Arztes auch die Pflicht umfangreicher 
Maßregeln der politiſchen Behörden beſteht. Der letzte praktiſche Fall 
in dieſer Beziehung liegt in der miniſteriellen Choleraverordnung des 


9) „Tageblatt“ Nr. 4, S. 5, Nr. 7, S. 2, Nr. 6, S. 7, und dazu: 
Fin telnburg „Welche Grundſätze ſind für die Abfaſſung eines internationalen 
Epidemieregulativs zu empfehlen?“ Buchner „Wie verhält ſich die Dispoſition 
verſchiedener Völkerracen zu den ver ſchiedenen Infectionsſtoffen ꝛc.?“ (Heft X.) 
Prouſt „L' Epidemie cholérique de 1884—85—86 en France“, Ballet, das» 
ſelbe. Hauſer „L' Epidemie cholerique de 1884 et 1885 en Espagne“. Babes 
„Die Choleraepidemie 1886 in Ungarn“. Gruber „Die Cholera in Oeſterreich 
in den Jahren 1885—86“ (Heft XVIII.) Sonderegger „Welche Grundſätze 
wären für die Abfaſſung eines internationalen Epidemieregulativs zu empfehlen?“ 

allin „Quels prineipes recommander pour la rödaction d'un röglement inter- 
national des Epidemies?* Murphy „International regulations for epidemies“. 


(Heft XX.) 


Jahres 1886 (R. G. Bl. Nr. 45, 48) vor, welche — wie erinnerlich 
— Sehr weitgehende Vorſchriften enthält. 2) 

Eine beſondere Stellung unter den regelmäßig vorhandenen Infec⸗ 
tionskrankheiten nehmen bezüglich ihrer Anforderung an die Verwaltung 
die Syphilis und die Blattern ein, erſtere wegen der damit gegebenen 
Ueberwachung der Proſtitution, letztere wegen der Impffrage. Wir haben 
ſchon oben erwähnt, was der Congreß bezüglich der Syphilis für noth⸗ 
wendig hielt. Hier wollen wir nur von dem Impfweſen ſprechen. Eine 
Arbeit des demographiſchen Congreſſes 5) hat auf einem neuen, ſehr 
ſchätzbaren Wege ſtatiſtiſch die Impffrage unterſucht und conſtatirt, daß 
gegenüber der eventuell möglichen ganz geringen Steigerung der Opfer 
von Hautkrankheiten durch die Impfung die anderſeits von den Blattern 
durch die Impfung Geretteten eine ganz erdrückende Majorität bilden. 
Der hygieniſche Congreß hat denn auch die Einführung der obligatoriſchen 
Impfung für alle Staaten empfohlen ). Auch in Oeſterreich, wo das 
Hofdecret vom 9. Juli 1836, Z. 13.192, die Grundlage des Impf⸗ 
weſens bildet, wäre dies zu wünſchen. Dermalen beſteht nur indirect 
eine Nöthigung, indem der Bevölkerung durch Plakate und von der 
Kanzel herab die Impſung angerathen werden ſoll und Unbemittelte 
auf Koſten des Landesfonds geimpft werden können. Sollen wir auch 
in der Gepflogenheit, Stipendien und Stiftplätze nur an Geimpfte zu 
verleihen, einen indirecten Zwang erkennen? Jedesfalls ift derſelbe durch 
dieſe veraltete Einrichtung dann ſehr einſeitig angewendet. 


Es iſt nicht zu läugnen, daß das ganze Seuchenweſen heute 
eigentlich in ein neues Stadium ſeiner Entwicklung tritt, nachdem die 
Bakteriologie, wenn auch ihre Reſultate noch lange nicht umgrenzte ſein 
werden, doch ſchon gewiſſe Fingerzeige für die Bekämpfung der Mikro⸗ 
organismen gegeben hat. Die mikrobiſchen Gefahren find heute ein Fac⸗ 
tor in der Verwaltung geworden, und Schlözer, welcher den kleinen 
Holzwurm eine „Staatsmerkwürdigkeit“ nannte, „wenn er die köſtlichſten 
Wälder des Landes vernichtet“, würde dieſes auszeichnende Epitheton 
heute dem Kommabacillus nicht verweigern. Der defenſive Kampf gegen 
dieſe kleine Großmacht liegt in der Schaffung geſunder Lebensbedingun⸗ 
gen, der offenſive in der Desinfectionspraxis. Ueber dieſe hat ſich 
denn auch der Congreß weitläufig verbreitet *). Er bezeichnete es als 
wünſchenswerth, daß in jedem Lande durch Geſetz die Desinfection gegen⸗ 
über gewiſſen Krankheiten obligatoriſch gemacht werde; daß ein geſchultes 
Perſonal und das zur Desinfection erforderliche Material überall der 
Bevölkerung von Seiten der Oberbehörden zur Verfügung geſtellt und die 
Desinfection wenigſtens für Unbemittelte unentgeltlich ausgeführt werde; 


2) Nr. 345 der Beilagen zu den ſtenographiſchen Protokollen des Ab⸗ 
geordnetenhauſes. X. Seſſion. 

) Köröſi „Nene Beobachtungen über den Einfluß der Schutzpocken⸗ 
impfung auf Morbidität und Mortalität“. (Heft XXVII.) 

5) „Tageblatt“ Nr. 3, ©. 6. 

36) „Tageblatt“ Nr. 6, S. 7. Vgl. dazu: Richard „La pratique de la 
desinfection“. Löffler „Ueber Praxis der Desinfection“. Dobroslawin 
„Ueber die praktiſchen Methoden der Desinfection“. (Heft XVI.) 
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daß die Tuberculoſe unter diejenigen Krankheiten aufgenommen werde, der Verwaltung die Lebensbethätigung und Arbeit des einzelnen Staates 
welche unbedingt die Desinfection erheiſchen u. ſ. w. In Oeſterreich begreifen, ſo ſchien es uns bisher, daß dieſe Verwaltung auf den ein⸗ 


iſt insbeſondere burch die oben genannte Choleraverordnung und den 
darauf erfloſſenen Erlaß der niederöſterreichiſchen Statthalterei die Frage 
ſehr eingehend geregelt und z. B. bezüglich der Vernichtung von Gegen⸗ 
ſtänden Verſtorbener eine Strenge angewendet worden, welche in ſolchen 
Dingen allein zum Ziele führen kann. Vielleicht wäre es kein unerſprieß⸗ 
liches Beginnen, wenn ſich jeder einzelne Verwaltungsbeamte nach Maß⸗ 
gabe ſeines ſehr großen oder ganz beſcheidenen Wirkungskreiſes jene 
Geſichtspunkte beſtändig vor Augen halten und den durch die intenſiv 
zur Erſcheinung kommende Choleragefahr für einige Monate damals 
erzeugten Schrecken, die Sorgfalt, Gewiſſenhaftigkeit und Strenge auf 
die zwiſchen den Cholerajahren liegenden Jahre beſtändiger Endemien 
rationell vertheilen wollte. 

Ganz beſonders wichtig iſt die Behandlung von Hadern 
wegen der Infectionsgefahr. Der Congreß war der Anſicht 0), daß 
Hadern, Verbandſtoffe und Lumpenabfälle aus Spitälern zerſtört werden 
müſſen. Hadernballen dürften nur dann in den Verkehr gebracht werden, 
wenn ſie von einer dichten undurchgängigen Stoffhülle umſchloſſen ſeien, 


welche in wirkſamer Weiſe desinficirt ſein ſolle Der Export von Hadern 


aus Ländern, wo ſich Infectionsherde von Epidemien befänden, ſei zu 
unterſagen. Die Einfuhr von Hadern aus Ländern, wo ſolche Schutz⸗ 
maßregeln nicht beobachtet würden, ſei überhaupt zu verbieten. 

Auch erklärte der Congreß Iſolirungsmaßregeln ), für 
deren Durchführung natürlich eine wohlorganiſirte Anzeigepflicht eine 
unerläßliche Vorbedingung ſei, zur Bekämpfung von Seuchen und gefähr⸗ 
lichen Infectionskrankheiten für unerläßlich. Den Staats⸗, bzw. Gemeinde⸗ 
verwaltungen obliege die Pflicht, die wirkſame Iſolirung bei Infections⸗ 
krankheiten von Amtswegen durchzuführen; größere allgemeine Kranken⸗ 
häuſer ſollen entſprechende Iſolirgebäude beſitzen u. ſ. w. Wir erinnern, 
daß unſere mehrfach genannte Choleraverordnung jeder Gemeinde die 
Bereithaltung eines Choleraſpitals empfahl. 

Lange Debatten rief die Frage eines internationalen Epi⸗ 
demieregulativs auf dem Congreſſe hervor 3%). Bekanntlich hat 
ſchon der internationale mediciniſche Congreß in Wien (1874), welcher 
feine Vorgänger in dem von Paris (1857), in dem von Florenz und 
dem Choleracongreß von Conſtankinopel (1866) hatte, den Antrag auf 
eine permanente europäiſche Seuchencommiſſion geſtellt. 
die Beftrebungen ohne eigentliches Reſultat. 
graphiſche Congreß nun hat in ſeiner dritten Section die Forderung 
eines internationalen Epidemieregulativs in ſolgender Weiſe formulirt: 

1. Die dritte Section des Congreſſes drückt den Wunſch aus, daß 
zwiſchen den verſchiedenen Staaten eine internationale Uebereinkunft 
(Convention) gebildet werde zum Schutze gegen Cholera, Gelbfieber, 
Peſt u. ſ. w. Die Anzeige jedes einzelnen Falles der obgenannten 
Krankheiten muß obligatoriſch ſein und in kürzeſter Friſt gemacht werden. 

2. In einem neutralen Staate Europas ſoll eine Nachweisſtelle 
(Bureau d'information) errichtet werden, welcher auf telegraphiſchem 
Wege jeweilen die erſten Fälle der Erkrankungen angezeigt und 
regelmäßige Berichte über den Verlauf der Epidemien zugeſtellt werden, 


zelnen Staat beſchränkt ſein müßte. Allerdings verſtanden wir es ſehr gut, 
daß die äußeren Verwaltungsaufgaben eines Staates mit dem eines 
anderen zuſammengehen (Schutz⸗ und Trutzbündniſſe) oder wirthſchaftlich 
gemeinſame Intereſſen eine gemeinſame Organiſationsform (Handels⸗ 
conventionen, Meiſtbegünſtigungsverträge) für mehrere Staaten ſchaffen 
konnten. Ja, wir wiſſen, wenn wir Oeſterreich⸗Ungarn als Bundesſtaat 
betrachten, daß ſogar Aeußeres, Krieg und Finanzen, welche ſonſt 
höchſteigene Verwaltungsgebiete des einen Staates ſind, über die ſtaatliche 
Organiſationsform hinausgreifend ſich ſelbſtſtändige Organe für Regierung 
(gemeinſame Miniſterien) und Geſetzgebung (Delegationen) zu ſchaffen 
im Stande ſind. Allmälig aber ſcheint es in der großen, cosmopolitiſchen 
Anſchauung unſerer Zeit gelegen, immer mehr und mehr Verwaltungs⸗ 
gebiete der inneren Verwaltung höheren Organiſationsformen zuzuführen, 
wie wir es in den internationalen Münzconferenzen, im Weltpoſtvereine, 
in der internationalen Convention über die Einführung des Metermaßes, 
in dem internationalen Autorrecht, in den Verbrecher⸗Auslieferungs⸗ 
verträgen, in den Eiſenbahnconferenzen, in den ftatiftifchen Congreſſen 
u. ſ. w. ſehen. Dieſe über die ſtaatlichen Grenzen greifenden Verwaltungs⸗ 
zweige werden, wie wir es in der Idee einer europäiſchen Seuchen⸗ 
commiſſion erkennen, immer mehr und mehr beſtrebt ſein, ſich eigene 
Organiſationsformen zu ſchaffen, und werden ſich dabei wohl zunächſt an 
die Intereſſeneinheit Europas anzuklammern verſuchen. Vielleicht iſt uns 
die Bemerkung geftattet, daß es ein weiſes Vorausdenken und daher auch 
eine Hoffnung mehr für die befriedigende Löſung unbewußt angeſtrebter 
Aufgaben der Zukunft zu bedeuten ſchiene, wenn der Begriff der 
„eònropäiſchen Verwaltung“ ſchon heute nicht mehr ganz außer 
Acht gelaſſen würde. Die Hygiene ſchiene uns dabei für Europa eine 
friedliche und wohlwollende Führerin zu ſein; möchte man doch ihren 
Weg nicht mehr verlaſſen und ihren Mahnungen folgen, bevor jene 
anderen Einflüſſe Europa fich als Ganzes zu fühlen zwingen, die wir 
kurz als Socialismus und amerikaniſche Concurrenz bezeichnen können. 
Oder will vielleicht die allgemeine Friedensliebe Europas bei dem 
Widerſpruche ſeiner fortgeſetzten Rüſtungen etwas Anderes als dieſe 
Vorahnung der Dinge bedeuten, welche ſchon der ganze Welttheil 
empfindet? Es ſchiene uns die großartigſte Function der inneren Ver⸗ 


Seither waren waltung, wenn ſie durch ihre werkthätige und friedliche Kraft einen 
Der VI. hygieniſch⸗demo⸗ gewaltigen und heilſamen Vorſprung vor den äußeren Gefahren zu erringen 


vermöchte! 

So hat denn der VI. hygieniſch⸗demographiſche Congreß auch 
weite Perſpectiven für die Verwaltung ſelbſt eröffnet, deren begeiſternder 
Vorzug es ja immer bleibt, daß der kleinſte Vorgang in ihrem täglichen 
Leben, der unſcheinbarſte Act jedes kleinſten ihrer Beamten immer ſeinen 
Platz im Syſteme jener größten Probleme angewieſen hat, welche das 
menſchliche Geſellſchaftsleben bewegen. Und wir dürfen es freudigſt 
begrüßen, daß der VI. internationale Congreß für Hygiene und Demo⸗ 
graphie, welcher uns ſo viele praktiſche Anregungen zu hinterlaſſen ver⸗ 
mochte, ſowohl durch Beſchluß der hygieniſchen Sectionen 3%) wie der 
demographiſchen Section 0) ſchon jetzt eine nächſte (VII.) Verſammlung 


und welche dieſe Berichte an alle contrahirenden Staaten ſofort weiter für das Jahr 1891 in London in Ausſicht genommen hat. 


befördert. 

3. An den Zufahrtsſtätten des Suez⸗Canals ſoll eine internationale 
ärztliche Ueberwachung eingerichtet werden durch Agenten, welche der 
reorganiſirte Sanitätsrath von Alexandrien zu ernennen hat, und 
welchem die Aufgabe zufällt, die zur Sicherung Europas nöthigen 
Vorkehrungen zu treffen. 

Auch ſoll die öſterreichiſche Regierung erſucht werden, die Wieder⸗ 
aufnahme der Cholera⸗Conferenz in Rom anzuregen, eventuell eine neue 
Conferenz in Wien oder anderswo anzuſtreben. 

Ohne Zweifel geht, wenn wir die ganzen Verhandlungen des 
Congreſſes überblicken, durch dieſelben ein großer, neuer, für die Auf⸗ 


faſſung der Verwaltung ſelbſt wichtiger Gedanke. Wenn wir nämlich u 


36) Ruyſch und Monton „Les chiffons infeetes“. Vallin „Conclusi- 
ons proposses“. Cor field „Rag Importation“. (Heft XVII.) Finkelnburg 
„Welche Gefahren für die öffentliche Geſundheit entſpringen aus dem Hadern⸗ 
handel ꝛc“ (Heft XVII. Supplem.) 

3) Felix „Sur la nécessité et I'installation des höpitaux d’isolement“. 

Sörenſen „Nothwendigkeit und Anlage von Iſolirſpitälern“. Böhm „Ueber 
die Nothwendigkeit der Iſolirung ꝛc.“ (Heft XV.) Vgl. auch „Tageblatt“ 
Nr. 6, S. 7. 

se) Vgl. Anmerkung 31. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die vorbehaltloſe Annahme einer Dienerſtelle iſt als Verzicht⸗ 
leiſtung auf den früheren Staatsbeamtenrang anzuſehen. 


Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 20. October 1887 
gepflogenen öffentlichen Verhandlung über die von dem als Forſtwart 
penſionirten k. k. Förſter erſter Claſſe Rudolph von Stolnicki, unter 
Mitzeichnung des Advocaten Herrn Dr. L. Boronzfi sub praes. 
28. Juli 1887, 8. 113, eingebrachte Klage auf Zuerkennung der 
zehnten Rangsclaſſe c. s. o. und das darin geſtellte Begehren: „das 
Reichsgericht wolle den ihm mit Erlaß der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction Lemberg vom 8. Juli 1887, Z. 8479, intimirten Beſcheid 
des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 29. Juni 1887, 3. 9007/1302, 


56) „Tageblatt“ Nr. 6, S. 10. 4 
40) Vgl. den Bericht über die außerordentliche Sitzung des IV. demo» 
graphiſchen Congreſſes im „Tageblatt“ Nr. 7, S. 2. 


womit fein Geſuch um Einreihung in die zehnte Beamten⸗Rangsclaſſe 
und Anweiſung der mit dieſer Rangsclaſſe verbundenen Bezüge abgewieſen 
worden iſt, aufheben und ausſprechen, daß ihm dieſe Rangsclaſſe und 
die Anweiſung der mit derſelben verbundenen Bezüge feit feiner Quies⸗ 
cirung, reſp. Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand als Forſtwart im 
Wege Nachtrages zuerkannt werde“ — nach Anhörung des Herrn 
Advocaten Dr. Ferdinand Weigel, als Vertreter des Klägers, und des 
Herrn Finanzprocurators Concipienten Dr. Eugen von Boſchan, in Ver⸗ 
tretung der k. k. Regierung, zu Recht erkannt: „Dem Klagebegehren 
wird nicht ſtattgegeben.“ — Gründe: 

Der Kläger begründet ſein Klagebegehren mit folgenden Angaben: 

Durch Decret des k. k. Armee⸗Obercommandos vom 25. Jänner 
1859, 8. 277, wurde Kläger zum Förſter erſter Claſſe in der zehnten 
Diätenclaſſe mit dem Gehalte jährlicher 525 fl. ö. W. in der Militär⸗ 
grenze, dann mit Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 21. Mai 
1861, 3. 23.605, neuerlich zum Förſter der erſten Gehaltsclaſſe mit 
Beſoldung von 600 fl. und verſchiedenen Neben⸗Emolumenten im Forſt⸗ 
amtsbezirke Körösmegö (zur Direction Marmaros⸗Szigeth gehörig) ernannt, 
dann in Folge der geänderten ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Ungarns 
quiescirt und ihm mit Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 12. No⸗ 
vember 1864, Z. 52.028, da er damals noch nicht 10 Dienſtjahre 
zählte, ſtatt einer fortlaufenden Ruhegebühr nur eine Abſertigung mit 
einem einjährigen Gehalte bewilligt. 

Dieſe Angaben ſind durch die im Originale beigebrachten Allegate 
der Klage und durch das Zugeſtändniß des geklagten Miniſteriums als 
richtig conſtatirt. ; 

Nach mannigfachen vergeblichen Verſuchen um active Wieder⸗ 
anſtellung auf einen k. k. Forſtbeamtenpoſten ſchritt er endlich, wie er 
ſich ausdrückt, „geradezu Hungers halber“ einſtweilen um Verleihung 
einer k. k. Forſtwartſtelle ein, welche nach dem neuen Forſtverwaltungs⸗ 
organismus vom 23. März 1873, R. G. Bl. Nr. 44 (8 6), keine 
Forſtbeamten⸗, ſondern blos eine Dienerſtelle iſt. 

Ju dem Geſuche um dieſe Dienerſtelle habe er aber keineswegs 
auf ſeinen ihm bisher zugekommenen Beamtenrang in der zehnten 
Diäten⸗, reſp. Rangsclaſſe verzichtet, denſelden ſich aber auch nicht aus⸗ 
drücklich vorbehalten. 


Hierüber wurde ihm nun nach ſeiner eigenen Angabe und nach 


Beſtätigung derſelben durch das geklagte Miniſterium in der Gegenſchrift 
laut des Intimationsdecretes der Landescommiſſion für die Grundſteuer 
in Lemberg ddo. 25. Juli 1873, 3. 1429, erſt proviſoriſch und laut 
eines weiteren Intimates des Präſidiums der k. k. galiziſchen Forſt⸗ 
und Domänendirection in Bolechow vom 19. December 1875, Z. 988, 
definitiv wirklich nur die Dienerſtelle eines Forſtwartes verliehen mit 
dem Gehalte von 600 fl. und 25perc. Zulage, welches auch nach dem 
vorcitirten Organiſationsſtatute vom 23. März 1873, R. G. Bl. Nr. 44, 
die ſyſtemmäßigen Bezüge eines Forſtwartes ſind, ohne daß ihm ſein 
Staatsbeamtenrang vorbehalten worden iſt. Dieſe von ihm ſelbſt ange⸗ 
ſuchte Stelle hat er auch vorbehaltlos angenommen und bis zu ſeiner 
mit Decret der k. k. Forſt⸗ und Domänenverwaltung Lemberg ddo. 
20. April 1880, 3. 14.466 (ex 1879), ſchon vom 1. November 
1879 angefangen erfolgten Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand 
bekleidet. Aus dieſem Anlaſſe iſt ihm auf Grundlage ſeiner Dienſtzeit 
von mehr als 10, aber noch nicht 15 Jahren die Penſion mit einem 
Drittel ſeines letzten Gehaltes von 600 fl., alſo mit jährlichen 200 fl. 
angewieſen worden. 

. Da der Kläger hienach — wie ſchon erwähnt — eine von ihm 
ſeldſt vorbehaltlos angeſuchte Dienerſtelle auch vorbehaltlos angenommen 
hat, fo kann dies im Sinne des $ 863 a. b. G. B. nur als Verzicht⸗ 
leiſtung des Klägers auf den ihm früher zugekommenen Rang eines 
Staatsbeamten und auf alle mit dieſem Range verbundenen Rechte und 
Prärogative angeſehen und ihm demnach ein Rechtsanſpruch weder auf 
den Charakter eines Staatsbeamten, noch auf die mit der zehnten Rangs⸗ 
claſſe eines Staatsbeamten verbundenen Activitätsbezüge, noch auf eine 
höhere Staatspenſion, als ihm ganz normalmäßig nach Maßgabe ſeiner 
zuletzt bekleideten Dienerſtelle wirklich angewieſen worden iſt, zuerkannt 
werden. 


(Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes vom 20. October 1887, Z. 166.) 
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Zu § u des Preßgeſetzes. — „Gehorig kundgemacht“ iſt das Ver⸗ 
bot einer Druckſchrift mit der Einſchaltung in das Amtsblatt 
jenes Landes, dem das Gericht, von welchem das Verbot ausgeht, 
angehört. Unverſchuldete Unkenntniß des Verbotes entſchuldigt. 


Der Buchhändler M. wurde mit Urtheil des Kreisgerichtes Teſchen 
vom 13. December 1886, 3. 8276, des im § 24 des Preßgeſetzes 
bezeichneten Vergehens ſchuldig erkannt. Der k. k. Caſſationshof verwarf 
mittelſt Entſcheidung vom 21. April 1887, Z. 1699, die von M. 
überreichte Nichtigkeitsbeſchwerde. — Gründe: 


In der Nichtigkeitsbeſchwerde des Angeklagten wird der Nichtig⸗ 
keitsgrund des 8 281, 3.9 a St. P. O. mit der Behauptung geltend 
gemacht, daß, mit Rückſicht darauf, daß das nach den Beſtimmungen 
des § 36 des Preßgeſetzes und $ 17 der Inſtruction zum Preßgeſetze 
für Schleſien maßgebende Amtsblatt der „Troppauer Zeitung“ das Ver⸗ 
bot der Druckſchrift „Die Wehrkraft Oeſterreich⸗Ungarns in der zwölften 
Stunde“ erſt am 15. October 1886, mithin nach der am 12. October 
erfolgten Saiſirung dieſer beim Angeklagten ausgebotenen Druckſchrift 
kundmachte — der Gerichtshof, welcher die gehörige Kundmachung des 
Verbotes der Weiterverbreitung jener Druckſchrift mit dem Tage der am 
5. October 1886 erfolgten Einſchaltung jenes Verbotes in der „Wiener 
Zeitung“ annahm, das Geſetz hinſichtlich der gehörigen Kundmachung 
irrthümlich angewendet habe, und daß, mit Rückſicht darauf, daß der 
Angeklagte von dem obigen Verbote, ohne ſein Verſchulden, erſt nach 
der bei ihm erfolgten Confiscation der gedachten Druckſchrift erfahren 
habe, ihm ein Verſchulden der Verbreitung und demnach auch ein Ver⸗ 
gehen gegen den § 24 des Preßgeſetzes nicht zur Laſt gelegt werden könne. 

Dieſe Beſchwerde kann als eine gerechtfertigte nicht angeſehen 
werden. Denn als die zum Thatbeſtande des Anklagedelictes (§S 24 P. G.) 
erſorderliche gehörige Kundmachung des durch richterliches Erkenntniß 
ausgeſprochenen Verbotes erſcheint nach $ 36 P. G. und § 17 der 
Inſtruction zum Preßgeſetze die Einſchaltung des Verbotes in die Amts⸗ 
zeitung jenes Landes, welchem das Gericht angehört, das mit ſeinem 
Erkenntniſſe das Verbot ausgeſprochen hat. Für die Richtigkeit dieſer 
Auffaſſung bürgt auch die Beſtimmung des § 493, Al. 2 St. P. O. 
Zwar iſt im Alinea 2 und 3 des § 17 der Inſtruction zum Preßgeſetze 
auch noch von weiterer Verlautbarung die Rede, und der in Ausführung 
dieſer Beſtimmung ergangene Erlaß des Polizeiminiſteriums vom 
16. März 1863, 8. 1563, zieht ſelbſt das Central⸗Polizeiblatt als 
Mittel dieſer Verlautbarung heran; allein dieſe Berlautbarungen erfolgen 
im Intereſſe der wirkſamen Handhabung des Verbotes, ein Requiſit 
gehöriger Kundmachung ſind ſie nicht. Ein gehörig kundgemachtes Ver⸗ 
bot iſt aber ſofort wirkſam im Bereiche aller Länder, für welche das 
Preßgeſetz und Strafgeſetz Geltung haben, und nicht etwa blos in 
jenen Ländern, deren Amtsblätter es bereits veröffentlichten. 


Allerdings wird, namentlich dann, wenn die allgemeine Verlaut⸗ 
barung im Sinne des Alinea 2 und 3 des § 17 der Inſtruction zum 
Preßgeſetze noch nicht durchgeführt iſt, der Einwand, daß der Verbreiter 
vom Verbote keine Kenntniß hatte, nicht ohneweiters zurückgewieſen 
werden können. Zeigt auch die Textirung des $ 24 P. G., daß das 
Merkmal der Wiſſentlichkeit, welches bezüglich der Verbreitung einer 
mit Beſchlag belegten Druckſchrift beſteht, in Anſehung der Verbreitung 
verbotener Druckſchriſten nicht aufgeſtellt iſt, daß alſo in letzerem Falle 
keine doloſe Verbreitung erfordert wird, ſo wird doch nach allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen immerhin die Exiſtenz eines Verſchuldens des Ver⸗ 
breiters zum Delictsthatbeſtande voransgejegt werden müſſen. Die Un⸗ 
kenntniß des Verbotes kann alſo nur dann unbeachtet bleiben, wenn ſie 
eine verſchuldete iſt; unverſchuldete Unkenntniß befreit von Zurechnung 
des Delictes. Es kann aber nicht zweifelhaft ſein, daß es Sache eines 
jeden Buchhändlers iſt, ſich jene Quellen zugänglich zu machen, aus 
welchen er über die Beſchränkungen ſeines Geſchäftsbetriebes raſch und 
ſichere Auskunft erlangen kann; daß die „Wiener Zeitung“ insbeſondere 
eine ſolche Quelle iſt, iſt notoriſch, da ſie ja jenes amtliche Organ iſt, 
an welches im Wege der Staatsanwaltſchaften und des Miniſteriums 
des Innern unter allen officiellen Landeszeitungen zunächſt die Daten 
der von allen Gerichten der im Reichsrathe vertretenen Länder gefällten 
Verboterkenntniſſe gelangen. Grund genug, daß Derjenige, der Buchhandel 
treibt, die Einſicht dieſes Organs ſich angelegen ſein laſſe. 
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Geletze und Berordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öfter: 
reichifch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 85. Ausgeg. am 24. Juli. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 
15. Juli 1886, Z. 25.020, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Hinausgabe des IV. Nachtrages zu den Grundzügen 
der Vorſchriften für den Verkehrsdienſt auf Eiſenbahnen mit normalem Betriebe 
und des I. Nachtrages zu den Grundzügen der Vorſchriften für den Betrieb auf 
Localbahnen. 

Nr. 86 Ausgeg. am 27. Juli. — — — 

Nr. 87. Ausgeg. am 29. Juli. — Abdruck von Nr. 119 R. G. Bl. — 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 15. Juli 1886, 3. 25.890, an die Ver⸗ 
waltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Hinausgabe des 
X. Nachtrages zum Betriebsreglement für die Eiſenbahnen der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder und des V. Nachtrages zur Verordnung vom 
1. Juli 1880, R. G. Bl. Nr. 79, betreffend die Regelung des Transportes 
explodirbarer Artikel auf Eiſenbahnen. — Eröffnung der Localbahn der priv. 
öſterr.⸗ung. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft von der bisherigen Station Littau nach 
Stadt Littau. 15. Juli. Z. 9058. Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Fracht⸗ 
gebühren auf den öſterr.⸗ung. Eiſenbahnen. 24. Juli. 

Nr. 88. Ausgeg. am 31. Juli. — — — 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Präſidenten der Generaldirection der öſterreichi⸗ 
ſchen Staatsbahnen, Sectionscheſ Alois Freiherrn Czedik von Bründlsberg 
die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmann in Steiermark Gundaker 
Graf Wurmbrand die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe Dr. Franz Steiner im Han⸗ 
delsminiſterium die für den techniſchen Dienſt der Poſt⸗ und Telegraphenanſtalt 
ſyſtemiſirte Hofrathsſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Bezirkshauptmann in Neunkirchen Franz 
Ritter Kozaryn von Okulicz zum Statthaltereirathe in Wien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten bei der Trieſter 
Polizeidirection Ernſt Jory den Titel und Charakter eines Polizeicommiſſärs 
verliehen. 

e Seine Majeſtät haben dem Conſulatsofficial Bartholomäus Siroky in 
Scutari das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem unbeſoldeten Viceconſul in Aden Victor Eſcher 
den Titel eines Honorarconſuls verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Johann Bazant und Albert Grafen Wolkenſtein von 
Rodenegg zu Bezirkshauptmännern, dann die Bezirkscommiſſäre Alfred Glanz 
Freiherrn von Eicha und Alſred Freiherrn von Lederer zu Gtatthalterei- 
ſecretären in Niederöſterreich ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Dr. Joſeph Greger zum 
Finanzſecretär der Finanz⸗Landesdirection in Wien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat deu mit Titel und Charakter eines Oberpoſt⸗ 
verwalters bekleideten Poſtverwalter Emil Moſer in Bregenz zum Oberpoſt⸗ 
verwalter daſelbſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Poſtverwalter Andreas Winter in Gmunden 
und Peter Vogl in Steyr, dann den mit Titel und Charakter eines Oberpoſt⸗ 
verwalters bekleideten Poſtverwalter Johann Hain in Wels zum Oberpoſt⸗ 
verwalter ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Caſſier bei der Poſtdirectionscaſſe in Czer⸗ 
nowitz Ludwig von Gatkiewiez zum Hauptcaſſier daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle erſter Claſſe für den Vermeſſungsbezirk 
Lienz, eventuell Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle zweiter Claſſe, beziehungsweiſe 
eine Evidenzhaltungs⸗Elevenſtelle mit 500 fl. jährlichem Adjutum in Tirol, bis 
10. März. (Amtsbl. Nr. 263.) 

Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der k. k. ober⸗ 
öſterreichiſchen Statthalterei, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten, 
eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 10 December. 
(Amtsbl. Nr. 264.) 

Zwei Statthaltereiſecretärsſtellen, eventuell vier Bezirkscommiſſärs⸗ und 
vier Concipiſtenſtellen bei der k. k. Statthalterei in Prag, bis Ende November. 
(Amtsbl. Nr. 254.) 

Rechnungsrevidentenſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei der Statthalterei 
in Prag, eventuell Rechnungsofficialsſtelle in der zehnten oder Rechnungsaſſiſtenten⸗ 
ſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 7. März. (Amtsbl. Nr. 264.) 


iezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 34 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof. Verlags- und Universitäts- Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Erkenntnisse 


des 
k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
Zusammengestellt auf dessen Veranlassung von 


Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Band I. (2. Aufl.) Die Erkenntnisse d. J. 1876-77 enthaltend... fl. 4.— geb. fl. 4.60 
* II. = 3 are a 55e 
* III. ” n ” „ „ 1879 1 . „ „ 4.60 
N IL. 1 » „ 5 1880 A „ 3.60 „ „ 4.20 
a 70 n 1 „ „ 1881 1 „ 3.40 „ „ 4.— 
VI. „ n nn 1882 A „ 4.— 5 5 4.60 
” VII. n n » „ 1883 n „ 4.— „ 5 4.60 
„ VIII. 1 i „ „ 1884 5 „ 60 
* IX. n „ „ 18838 " „ 5.— nn 5.60 
a 2 a m „ „ 1886 1 een „ „7.60 


Der laufende Band AI — Jahrgang 1887 — der 


Erkenntnisse 


des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes 


gelangt auch, wie bisher üblich, in einzelnen Bogen zur bequemen Benützung 
für die interessirenden Kreise sofort nach Ausgabe zur Versendung, und nimmt 
der obige Verlag, sowie alle Buchhandlungen darauf Bestellungen entgegen. 


- Abonnements-Preise: 
fl. 1.— 30 Bogen 
2.— 40 


General-Index zur amtlichen Ausgabe der Hrkenntnisse des k. k. ver- 
waltungsgerichishofes. Band I bis V FA Is fl. 1.60 

Verwaltungsgerichtshof-Erkenntnisse nach $ 6 des Ges. v. 22. Ok- 
tober 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, geschöpft ohne 
vorausgegangene mündliche Verhandlung. Zusammenges*ellt von 
Dr. Adam Freih. von Budwinski. 


I. Heft, Jahrgang 1876—1878 . 2 2 2 2 oo nn fl. 1. — 
D 5 1879 18800. . ee „ 1.— 
I”, 5 1881 —1882ĩ22 . „ 
I 4 1883 —1884. 1... 50 ler „ 1.— 
V. 5 1888 88 „„ * 


Das Verfahren 


vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe. 


Sammlung 
der auf das Verfahren und die Zuständigkeit nach dem Gesetze 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, bezüglichen 
| Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Herausgegeben von 


Theodor Exel, 
Hilfsämter-Oberdirektor und Bibliotheksleiter beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe. 
344 Seiten. gr. 8. Preis 2 fl. 80 kr., in Leinen geb. 3 fl. 40 kr. 


Das Judikatenbuch 


des 
k. k. Verwaltungsgerichtshofes, 
enthaltend 
sämmtliche, von dem genannten Gerichishofe in Verwaltungsgegen- 
stünden ausgesprochenen Rechisgrundsätze in übersichtlich- organischer 
Zusammenstellung. 


Hand-, Hilfs- und Nachschlagebuch 


für das rechtssuchende Publikum, für Gemeinden, politische, Finanz- 
und autonome Behörden und Beamte, Advokaten, Notare, sowie zum 
Selbststudium des Verwaltungsrechtes 
bearbeitet von 


Dr. Ludwig Wolski, 
Hof- und Gerichtsadvokat in Wien. 
gr. 8. Preis 4 fl. 20 kr., gebunden in Leinen 4 fl. 80 kr. 


Zu beziehen von obigem Verlage und vorräthig io allen Buch- 
handlungen. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


